
 

A RGUMENTIEREN UND UBERZEUGEN 

Bei guten Ideen ist es wichtig, auch andere davon zu überzeugen. Ob bei den Be­
hörden, bei Politikern, bei möglichen Grundstückseigentümern oder bei anderen 
Unterstützern, es gilt: Je professioneller euer Auftreten ist, desto eher werdet ihr 
gehört. Dazu müsst ihr eure Idee klar, strukturiert und gewinnbringend darstellen. 
Bringt das Vorhaben zu Papier – es wird auch euch selbst dabei helfen, die Idee zu 
präzisieren, Gedanken zu strukturieren, Engpässe vorauszusehen oder versteckte 
Potenziale aufzudecken. 

die idee FOrmulieren 
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Ortssuche
 

Die Fragen nach dem Was und dem Wo sind ausschlaggebend für die Wahl eines 
passenden Ortes zur Umsetzung eines eigenen Freiraumprojekts. Um den rich­
tigen Ort zu finden, braucht es viel Eigeninitiative: Streifzüge durch die Stadt, 
das Sichten von Stadtplänen oder spezifischen Karten, Plänen oder Luftbildern im 
Internet, aber auch das Reden über die Suche im Freundes- und Bekanntenkreis 
können zum Erfolg führen. Um die Suche von Anfang an sinnvoll einzuschränken, 
ist es von Vorteil, vorab zu überlegen, was die konkreten Ideen und Ziele sind und 
welche Anforderungen an Platz, Infrastruktur oder Anbindung der Ort erfüllen 
muss. Es gibt positiv besetzte Orte, die bereits gut funktionieren, aber auch ver­
nachlässigte, vergessene, nicht (mehr) im Bewusstsein der Menschen verankerte 
Orte. Letztere lassen sich gut wiederbeleben und ihr könnt hier eher laut sein, 
ohne Nachbarn zu stören. 

mögliche Orte 

Baulücken zwischen Wohnhäusern  

ungenutzte Höfe von 
(leeren) Gebäudeblöcken  

» » 

Wild bewachsene Brachflächen  
ohne Gebäude im Stadtgebiet  

Große Plätze im Stadtgebiet,  
die wenig genutzt werden  

Verkehrsräume, die nicht genutzt  
werden oder Verkehrsinseln  

» 
» Restflächen (Flächen unter Brü­  

cken, neben Bahngleisen, Uferflä­  
chen, Zwischenräume) und abseits 
liegende, ungenutzte Flächen  

» 

  »	

Flächenarten und genehmigungen 
Der Stadtraum lässt sich in öffentlichen, also von der Stadt verwalteten Raum, 
und privaten Raum unterteilen. Je nach Flächenart und Vorhaben können Zustän­
digkeiten und die Art der erforderlichen Genehmigung variieren. Die folgende 
Tabelle gibt einen Überblick: 
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Unbebaute Flächen  Straßen (Fahrbahnen), Grün- und Parkanlagen, 
im Stadtgebiet,  Gehwege, Fahrrad­  Sportplätze, Spielplätze, 

 
Öffentliche  Öffentliche Grün-  
Verkehrsflächen und Freiflächen 

Flächen- 
arten 

Innenhöfe von  wege, Parkplätze,  Badeplätze, Friedhöfe 
Mietshäusern,  Verkehrsinseln, 
Gärten, Brachflächen,  Straßenbegleitgrün, 
Firmengelände, Haltestellen des ÖPNV, 
brachliegende  Stadtplätze und  
Bahngelände Aufenthaltsflächen 

privater Eigentümer: Straßen- und  Grünflächenamt,  
Zustän- Ermittlung über das Verkehrsamt,  Ordnungsamt 
digkeit Grundbuchamt Tiefbauamt,  

Ordnungsamt 
öffentliche Hand als 
privater Eigentümer: 
Liegenschaftsamt als 
Ansprechpartner 

Zustimmung, Vertrag, Sondernutzungs­  Sondernutzungs  
Zustim- Vereinbarung genehmigung, Veran­ genehmigung, Veran­
mung staltungsgenehmigung, staltungsgenehmigung, 

Nutzungsvereinbarung Pflegeverträge, Grün­  
patenschaften,  
Nutzungsvereinbarung 

Private  
Freiflächen 

In dieser Freiraum-Fibel wird einheitlich der Begriff „Genehmigung“ genutzt. In 
Gesetzestexten werden jedoch auch andere Begriffe, wie Nutzungserlaubnis, Er­
laubnis, Zustimmung, Bewilligung usw. verwendet. 

A C HTU N G Ein Vertrag oder eine Vereinbarung mit einem privaten Eigentümer zur (Zwischen-) 
Nutzung seines Grundstücks regelt nur die (privatrechtliche) Nutzung der Fläche. Um zu bauen 
oder eine Veranstaltung durchzuführen müsst ihr manchmal noch zusätzliche (öffentlich-recht­
liche) Genehmigungen einholen. Manche behördlichen Sondernutzungsgenehmigungen zur 
Nutzung öffentlicher Flächen enthalten oft bereits Regelungen für kleinere Aufbauten oder 
Veranstaltungen, so dass keine weiteren Genehmigungen notwendig sind. 
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nutzung einer öFFentlichen Fläche 
Gemeingebrauch (→ S.31) bedeutet, dass der öffentliche Stadtraum gleicherma­
ßen von allen Stadtbewohnern genutzt werden kann und niemandem etwas weg­
genommen oder verwehrt werden darf. Das umfasst alle Arten der Nutzung, die 
dem Zweck des Ortes - der Widmung - entsprechen und andere Leute nicht in 
ihrem Gemeingebrauch stören. Dazu gehören die Teilnahme am Verkehr, der Auf­
enthalt, der Austausch mit anderen oder das Spielen auf den dafür vorgesehenen 
Flächen. Das ist sehr wichtig für das Zusammenleben, denn gerade verkehrsbe­
ruhigte Bereiche wie innerörtliche Straßen oder Fußgängerzonen sind auch Orte 
der Kommunikation und des Meinungsaustauschs für die Stadtbewohner. 

Zur Nutzung des öffentlichen Raums über den Gemeingebrauch hinaus bedarf es 
einer Sondernutzungsgenehmigung von der zuständigen Behörde. Das ist der 
Fall, wenn etwa ein Teil einer öffentlichen Grünfläche mit Pflanzenkübeln abge­
grenzt werden soll oder ein kleines Konzert oder ein Straßenfest geplant sind. 
Formell heißt das „Sondernutzungsgenehmigung für die Inanspruchnahme einer 
öffentlichen Straßenfläche oder Grünfläche“. Dabei wird diese Sondernutzungs­
genehmigung in der Regel temporär ausgestellt, also zeitlich befristet, denn 
der öffentliche Stadtraum muss für alle Menschen vor Ort gleichermaßen nutz­
bar bleiben. Beispielsweise dürfen Fußgänger oder Fahrradfahrer nicht in ihrem 
Zugang und der Benutzung öffentlicher Räume beeinträchtigt werden. Sowohl 
Verkehrsfluss als auch Barrierefreiheit müssen zudem immer gesichert sein. Auch 
technische Anlagen wie Kanaldeckel dürfen nicht überbaut werden und die Ver­
kehrssicherungspflicht (→ S.98) muss in jedem Fall eingehalten werden. 

Ein Antrag auf Sondernutzung öffentlicher Verkehrsflächen wird auf Grundlage 
des Straßen- und Wegegesetzes (StrWG) des jeweiligen Landes und/oder der 
Sondernutzungssatzung der Stadt oder Gemeinde geprüft und erteilt, sofern 
die Voraussetzungen erfüllt werden und keine öffentlichen Interessen entgegen­
stehen. An die Zustimmung sind oft bestimmte Bedingungen geknüpft, die der 
Antragsteller erfüllen muss: sogenannte Nebenbestimmungen oder Auflagen. 
Sofern eine Sondernutzungssatzung vorliegt, ist in dieser genau bestimmt, unter 
welchen Bedingungen öffentliche Straßen über den Gemeingebrauch hinaus ge­
nutzt werden können, ohne dass es einer Sondernutzungsgenehmigung bedarf. 
Informationen darüber können die Stadt- oder Gemeindeverwaltung geben. Be­
reits bei Antragstellung ist es ratsam, diese Satzung zu berücksichtigen. 
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Typische Beispiele für städtische Auflagen oder Bedingungen in Sonder­
nutzungssatzungen: 

In Fußgängerzonen, verkehrsberuhigten Bereichen oder auf Straßen ohne 
Gehwege muss eine Restfahrbahnbreite von mindestens 5 Metern frei bleiben. 

Ein Abstand von 0,50 m vom Fahrbahnrand ist grundsätzlich einzuhalten, so 
dass vermieden wird, an parkende Autos anzustoßen. 

Für Autofahrer und andere Verkehrsteilnehmer darf durch eine Sondernut­
zung keine Sichtbehinderung entstehen. 

Auf Gehwegen wird eine Erlaubnis nur erteilt, wenn eine Durchgangsbreite 
von mindestens 2 m frei bleibt – diese Zahlangabe kann jedoch von Ort zu 
Ort abweichen. 

Eine besondere und äußerst unbürokratische Form der Sondernutzungsgeneh­
migung sind Grünpatenschaften. Hier können Stadtbewohner sich um die Pfle­
ge einer Grünfläche bewerben, die eigentlich in den Händen der Stadt ist. Das 
Spektrum reicht vom kleinsten Fleckchen Straßengrün bis hin zu größeren Grün­
flächen. Der Genehmigungsaufwand ist gering, und beläuft sich in der Regel auf 
eine Meldung und das Einhalten einiger Rahmenbedingungen. Seit einigen Jah­
ren bieten immer mehr Städte ihren Bürgern dieses Modell an. Im Internet fin­
den sich Listen mit verfügbaren Flächen. Alternativ ist es bisweilen auch möglich, 
selbst eine Fläche auszusuchen und eine Nutzung/Patenschaft formlos via E-Mail 
oder per Antragsformular bei der zuständigen Behörde zu melden. Das ist meist 
das Straßen- oder Grünflächenamt (→ S.34). 

A C HTUN G Neben der Grünpatenschaft gibt es auch andere unbürokratische Wege, öffentliche 
Flächen über den Gemeingebrauch hinaus zu nutzen, ohne dass eine Sondernutzungsgeneh­
migung eingeholt werden muss. Diese Fälle werden in der jeweiligen Sondernutzungssatzung 
erläutert. Informationen erhaltet ihr bei eurer Stadt- oder Gemeindeverwaltung. 



  
 

  

 

 
 
 

 
 

 

 

VoRL AGE        Das Schreiben ans Amt  

Ort, Datum, Kontaktangaben des Antragsteller 

Betreff: Bewilligung einer nicht gewerblichen Gehsteignutzung 
 
Hiermit beantrage ich die Bewilligung zum Aufstellen von Tischen, Bänken und Pflan­
zenkisten (Art der Nutzung) vor dem Ladenlokal/ der Gehsteigfläche an ___________ 
(Ortsangabe so exakt wie möglich) vom ______ bis _______ (geplanter Beginn und Ende der 
Nutzung). Die verbleibende Durchgangsbreite des Gehsteigs beträgt ______________. 
Bilder/Skizzen/Konzept/Pläne der geplanten Nutzung liegen bei. 
Unterschrift 

nutzung einer privaten Fläche 
Befindet sich die Wunschfläche (z. B. Brache, Garten, Hinterhof…) nicht im öf­
fentlichen und allgemein nutzbaren Stadtraum, so geht es zunächst darum, den 
Eigentümer ausfindig zu machen, diesen von der Nutzungsidee zu überzeugen 
und eine (schriftliche oder zumindest durch neutrale Zeugen nachweisbare) Zu­
stimmung einzuholen. Gegebenenfalls muss ein Nutzungsvertrag (→ S.51) aus­
gehandelt werden, unter Umständen für eine sogenannte Zwischennutzung 
(→ S.50). Auskunft über die Eigentumsverhältnisse (Name und Anschrift des Ei­
gentümers, Katasternummer) gibt – wenn ein berechtigtes Interesse nachgewie­
sen wird – das Grundbuchamt (→ S.34). [§ 12 Grundbuchordnung (GBO), Einsicht 
ins Grundbuch] Die Grundbuchämter sind bei der Auslegung des „berechtigten 
Interesses“ unterschiedlich streng. Bei der Anfrage sollte das Ziel der Anfrage 
– nämlich vom Eigentümer eine Nutzungsgenehmigung für das Grundstück ein­
zuholen bzw. einen Miet- oder Pachtvertrag (→ S.51) abzuschließen – angege­
ben werden. Es gibt natürlich noch andere Wege, an Informationen zu gelangen: 
So kann man sich in quasi detektivischer Arbeit beispielsweise bei den Nachbarn 
erkundigen. 

A C HTUN G Eine scheinbar private Fläche kann trotzdem im Besitz der Stadt oder Gemeinde sein. 
Das Vorgehen ist dann genau wie bei einer privaten Fläche, nur dass der Ansprechpartner keine 
Privatperson ist, sondern das Liegenschaftsamt. 
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verträge abschliessen
 

Wird ein Vertrag zur Nutzung eines Ortes geschlossen, dann regeln die Vertrags­
partner verschiedene Themen rund um die zukünftige Bespielung des Ortes, um 
im Streitfall auf klare Vereinbarungen zurückgreifen zu können. In Deutschland 
gilt der verfassungsrechtlich abgesicherte Grundsatz der Vertragsfreiheit. Daher 
dürfen Verträge egal mit wem und mit jeglichem Inhalt geschlossen werden, so­
fern dieser Inhalt nicht gegen geltendes Recht verstößt oder sittenwidrig ist. Vo­
raussetzung ist die Geschäftsfähigkeit. Nicht geschäftsfähig sind Kinder unter 7 
Jahren. Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres ist man nur beschränkt geschäfts­
fähig. Verträge dürfen dann grundsätzlich nur mit Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters also üblicherweise der Eltern abgeschlossen werden. Wie Verträge zu­
stande kommen, welche Pflichten hieraus resultieren und was im Falle von Störun­
gen (insbesondere Vertragspflichtverletzungen) passiert, regelt das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB). 

Ebenso wie natürliche Personen (also Einzelpersonen) können auch juristische Per­
sonen (eingetragene Vereine, GmbHs, Körperschaften u. ä.) Verträge abschließen. 
Hierbei werden die juristischen Personen von den gesetzlich berufenen Personen 
vertreten (dem Vereinsvorsitzenden, dem Geschäftsführer etc.). Bei größeren oder 
längerfristigen Freiraumprojekten empfiehlt es sich, dass ein eingetragener Verein 
(e.V.) den Vertrag abschließt, da so – mit gewissen Einschränkungen – keine per­
sönliche Haftung der Projektmitglieder besteht. Verträge sollten vom Vereinsvor­
sitzenden (unter klarer Benennung der Vertretung) unterzeichnet werden. 

A C HTU N G Falls ihr keinen eigenen Verein habt, sucht einen bestehenden Verein, der für euch 
die Projektträgerschaft übernimmt. So spart ihr euch die Arbeit der Vereinsgründung. Wird die 
Gruppe größer und wächst euer Projekt, so empfiehlt es sich, einen eigenen Verein zu gründen. 



 

 

E XKuRS        Was ist Zwischennutzung? 

Flächen und Gebäude, die nicht genutzt werden, können zeitweise anderen überlassen wer­
den, bis sie wieder regulär genutzt werden. Das nennt sich „Zwischennutzung". Grundlage 
dafür ist ein Zwischennutzungsvertrag (Miet-, Leih-, Nutzungs- oder Pachtvertrag). 

Zwischennutzungen können für viele Beteiligte Vorteile bieten: 

» Für den Eigentümer besteht durch die nutzung Schutz vor Vandalismus. 
» nutzer kommen günstig an Raum für ihre Ideen. 
» Anwohner können von der Belebung des umfelds profitieren. 

Zwischennutzungen kommen meist ohne größere Kosten aus, wachsen schrittweise und blei­
ben auch oft dauerhaft. Beispiele für Zwischennutzungen sind Urban Gardening Projekte, 
temporäre Zeltplätze oder sportliche Einrichtungen wie Skateparks. Ein guter Vertrag ist die 
Grundlage für eine erfolgreiche Zwischennutzung. 
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